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Helter ollten ebenfalls eher autf dieser „Grenzen verwıschenden“ Rede VOentscheıden, dıe Bestimmungen des

Grundgesetzes über die Ausübung der Schiene aktıv werden nach dem den „ausländıschen Mıiıtbürgern” auf-
hören. Ausländer selen Gäste, solcheVolkssouveränıität sınd eindeutig. Karlsruher Urteıl mehr denn Je Und

7ZTudem hatten die beklagten Länder als Integrationsınstrument 1IST das mI1t gefestigten Rechten, aber nıcht
Wahlrecht auf welcher Ebene auch 1M - mehr, und (äste hätten nıcht über dasdie noch ehesten plausıble EG40i:

nıe nıcht gENULZT. Das hamburgische HGT ohnehın nıcht gyeeı1gnet. Die polı- Schicksal des Gastgebervolkes mMI1t-
(sesetz über dıe Wahl den Bezirks- zuentscheiden. So sechr wenı1gstenstische Integration die kulturelle und
versammlungen erklärte fur diesen Be- gesellschaftliche vollzieht sıch ohne- letzteres 1mM Streng polıtischen Sınne
reich 1mM Prinzıp alle Ausländer für auch stimmen INAaS, lıegt da ohlh1n autf anderen Wegen und -

berechtigt und machte dıe Zulassung deren Voraussetzungen und Hınder- i1ıne absichtsvolle Verwechslung VO

Zu  - Wahl alleın VOoO der Autenthalts- nıssen kann nıcht über das Wahl- „Bürger” und „Staatsbürger” VO  s

dauer 1m Wahlgebiet abhängig. Das recht, S1€e mufß über das Autenthalts- Vom „Staatsbürger” geht dıe „Staats-
schleswig-holsteinische Kommunal- und über das Staatsbürgerschaftsrecht gewalt” AauUsS, Bürgerseıin indessen 1St et-

wahlgesetz gewährte das Wahlrecht erfolgen. Erleichterung der Eiınbürge- Was der Gesellschaft Zugeordnetes,
Ausländern „auf Antrag” querbeet; rungs, weıtere Verkürzung der Frısten, un der werden ohl auch Auslän-
Dänen, Iren, Nıederländern, Norwe- 1m Falle VO EG-Angehörigen auch der gehören. Wer Gegenteılıges be-
SCIN, Schweden und Schweizern Ja, Al doppelte Staatsbürgerschaften alles hauptet, verbreıtet Ausländerfeind-
len anderen, ob Angehörige eiınes Punkte, In denen das LNEUC Ausländer- lıchkeit 1mM Habıtus einer Stehkragen-
EG-Landes oder nıcht, ber neln. SO- recht noch sehr restriktiv vertährt moral. Dem Staatsbürger entspricht
1e| Wıllkür verstie{ß alleın schon g- sınd Wege eıner sınnvoll erleichterten allerdings nıcht eintach das Volk, SON-

SCH das Gleichheitsprinzıp, ANSCWCN- Integration. Der Streıt das (kom- dern das Staatsvolk. Indem die Vertas-
det auf Ausländer untereinander. munale) Ausländerwahlrecht diente sungsrichter ‚Volke und „Staatsvolk”

indessen mehr der Auseinanderset- gul WI1IEe SYNONYIMN gebraucht haben,Da das Bundesverfassungsgericht unterschieden S$1€e leider nıcht mıt derauf diese Weiıse einstweılen eıiınen ZUNg zwıschen unterschiedlichen De-
mokratiıemodellen repräsentatıve Verfassungsrichtern zustehendenSchlußstrich die Auseıilnander- Demokratie

SELZUNG das Ausländerwahlrecht hier, partızıpatorische Sorgfalt zwıischen „dem Volk“ als (Ge-
Demokratıe dort und damıt eıiner sellschaftssubjekt und dem „Staats-

SCZOSCNH hat, 1ST auch 4US anderen
Gründen begrüßen. Das Auslän- unterschiedlichen Auslegung der Rea- volk“ als Legıtimator V Staatsge-

lısıerung VO Volkssouveränıität als walt.derwahlrecht WAar In welch legıtımer
oder ıllegıtımer Absıicht auch ımmer der politischen Gleichstellung der Aus-

länder.einem zentralen Gesinnungskrite-
1uUm hochstilisiert worden: Wer für Im übrıgen WeIlst das Bundesverfas-
das Ausländerwahlrecht 1STt selbst auf sungsgerıicht selbst den Weg eıner Ver-
kommunaler Ebene erweIlst sıch als fassungsänderung 1m Zuge der UTO-

ausländerfreundlich, Wer dagegen ISt, päıischen Eınıgung. Je mehr Souverän1-
mMag dıe Ausländer nıcht. Dies konnte tätsrechte Natıonalstaaten dıe Bewegung
OS manchen Ausländer 1n den (3e@e- abtreten, plausıbler wırd auch Schon bald gesamtdeutscher
ruch VO Ausländerteindlichkeit brın- die Zulassung VO Ausländern
SCn Daraus wurde allerhand demago- Wahlen 1mM Lande ihres Auftenthalts. Dıie Bemühungen iıne gesamtdeut-gyisches Kapıtal gyeschlagen und In den Dafß iıne Verfassungsänderung aber sche Neufassung der gesetzlichen Re-Partejenstreit gebracht. Soweılt MIt 1L1LUTr als Voraussetzung für ıne gelung über den Schwangerschaftsab-dem Ausländerstatus spezifische Pro- SAa enliche Lösung sınnvoll ist; ver- bruch haben zeıtıger eingesetzt alsbleme spezıell auf kommunaler steht sıch VO selbst. Allerdings ware

erwartet. Gegensätzliche und ennochEbene verbunden sınd, können VO dann i1ne durchgängıge Wahlberech- 7zueinanderwiıirkende Interessenlagenden Ausländern selbst gebildete Aus- tıgung VO EG-Ausländern 1mM Autent-
tragen ZUT Beschleunigung beı Derländervertretungen mIıt Antragsbe- haltsland anzustreben. Die Beschrän- Bundeskanzler hatte schon VOTL derrechtigung möglıchst bundeseinheıit- kung auf die kommunale Ebene xab Verabschiedung des Eiınıgungsvertra-ıch eingeführt, W as bısher keineswegs n1ı€e Sınn, se1 denn als eın erster

der Fall 1St sehr viel mehr 1m Sınne SCS erklärt, 11a  > wolle möglıchst nochSchritt einer durchgängıgen 1ö- In der ersten Hältte der nächsten 1E
VO Ausländern bewirken als das ak- Suns gyislaturperiode einer ESAML-t1ve und selbst das passıve Wahlrecht Manche Kommentare, und ‚War S> deutschen Regelung kommen.ın den Kommunen. rade solche aUus SLramm „bürgerlichen” Die Gründe dafür lıegen auf der
Darauf könnten sıch uch dıejenıgen Rıchtungen stiımmen da durchaus and Gerade dıe Unionsparteıen, die

usländerfunktiondre konzentrieren, skeptisch. So benutzte arl Fried- sıch dıe innerparteılıche MeI1-
die Jetzt 1m Karlsruher Urteil eınen rıch Fromme In der FAZ das nungsbildung über dıe für S1e beson-
Schlag Würde und Interessen Karlsruher rtel der Feststellung, ders schwierige aterıe beträchtlich
der Ausländer sehen. hre kırchlichen 1U solle INa  — uch endlich mıiıt der Mühe gemacht haben, können nıcht
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daran interessiert se1ın, dafß der Streıit durch iıne ordentlıche freiwiıllige Be- FDP-Entwurftf sıeht iıne Fristenrege-
über das Abtreibungsstrafrecht auch ratung, sondern durch das Aushändi- lung VOTL. Auch stülpt reichlich
noch In den nächsten Bundestagswahl- SCNH eıner Informationsbroschüre soz1ıalpolıtısche kınder- und famılien-
kampf hineingetragen wird. So fiel die serizen )as Verweıigerungsrecht, treundliche „Rahmenbestimmungen“

einem Schwangerschaftsabbruch nıcht über das abgemilderte Strafrecht, alsIn den Eınıgungsvertrag hineinge-
schriıebene Selbstverpflichtung, 5SPA- mıtwıirken mUüssen, onzediert S1Ee ob Schwangerschaftskonflikte der
estens bıs Z Al Dezember 1997 HG physıschen, nıcht auch Juriıstischen rechte Ansatz fur iıne Generalreno-
iıne Regelung treffen, dıe den Personen, also Ärzten und Schwe- vierung der Kınder- un: Famıilıenpoli-
Schutz vorgeburtlichen Lebens und s nıcht Krankenhäusern. Der VOTI- tik waren.
dıe verfassungskonforme Bewältigung gyelegte Entwurt sıeht nıcht 1U Straf-
VO Konfliktsituationen schwangerer treiheit für die eıt während der Aber der „Vorschlag“ eın sehr

anderes Ethos als der Entwurt desFrauen besser gewährleıstet, als EersSsten Wochen der Schwanger- „Runden Tisches un VOoO  e allem äfltdies In beıden Teılen Deutschlands schaft und generelle Stratfftfreiheit ohne grundgesetzlıche Vorsicht walten:derzeıt der Fall L  SEr gerade der Unıion jede Einschränkung für die Schwan- Er verbleıibt 1MmM Rahmen eıiner (züter-leicht. Und dıe SPD hatte eın ureige- SCIC VOT. Die Fristenregelung ohne abwägung zwıschen den Rechten der
1165 Interesse, eıner solchen Selbstver- Pflichtberatung wırd erganzt durch
pflichtung zuzustiımmen. Eıne länger- ıne weıtgefaßte medizinısche Indika- Schwangeren un: denen des Kındes,

beläfßt be]l der grundsätzliıchenfristige Weıtergeltung der DDR-Frıi- H0Nn ohne zeıtlıche Begrenzung füÜr dıe
stenregelung würde miıt Sıcherheit zyeıiteren Schwangerschaftsmonate. Strafbewährung, unterscheidet klar

zwischen „straffreı“ und „nıcht rechts-grenzender Wahrscheinlichkeit ine
Verfassungsklage nach sıch zıehen. Der ZESAMLE Entwurf, angereıichert wıdrıg , ekennt sıch Z Pflichtbe-

mıt viel soz1alem Schmuckwerk, läuft ratung un: der MöglıchkeıitDeren Ausgang waäare SCNH der offen- auf eın Recht auf Abtreibung un: auf strafftfreijer Abtreibung über die erstensiıchtliıchen Verfassungswıdrigkeit der dıe faktische Abschaffung des V Z2u08 Schwangerschaftswochen hınausRegelung der ehemalıgen DDR, Ww1€e hinaus. Folgerichtig wırd 1mM Tıtel des- CNAUC renzen (unbegrenzt NUTL,S1€e ın den Bundesländern Jjetzt halb auch nıcht VO Lebensschutz, WEeNN „ Leıb und Leben dernoch (sesetz 1St, abzusehen. sondern VO der „Neuordnung des Schwangeren” yeht, innerhalb der
Miıt eiıner Gesetzesvorlage indessen LUL Schwangerschaftshilferechts” SCSPIO- Stien Schwangerschaftswochen 1m
sıch dıe [/nıon SC1'IWCI'. S1e 1STt In der SA chen. /7u Hılte kam dem runden alle „einer nıcht ehebbaren Schädi-
che gespalten, zudem mu{ß S1Ee den Frauentisch dabel iıne auf recht selt- SUNs des Gesundheitszustandes des
y 218 als Wahlkampfthema mehr S\a|'mMlıeE Weıse zustandegekommene Pnt- Kındes”)
fürchten, als S1€e Vorteıle VO ıhm schließung des Europäischen Parla-
warten kann. (Ganz anders 1St dıe In- n  9 nach der In allen Ländern der Dıe FDP hofft, da{fß iıhr Entwurftf heute

VO  S dem Verfassungsgericht bestehenteressenlage be1 tast allen anderen Gemeiinschaft Frauen „das Recht kann. Auch WECNN dıe Annahme —Parteıen un polıtischen Grupplerun- gestanden werden mudfß, sıch zwischen strıtten ISt, das Bundesverfassungsge-
CN Rasch hat Federführung der Elternschafrt und der Unterbre-
der stellvertretenden SPD-Fraktions- chung einer unerwünschten Schwan- richt habe 19/5 nıcht die Frıstenrege-

lung schlechthıin, sondern NUu  — die VOvorsiıtzenden Renate Schmidt eın 5Sos gerschaft entscheiden“ Der Ent- 19/4 verworfen, dürfte die Vermu-„Runder Tısch der Frauen“ 4U 5 Ver- wurtf wıderspricht sehr der Wert-
Lung berechtigt se1n. Nıcht Uu-treterınnen der SPD, der Grünen und ordnung des Grundgesetzes, dafß schließen ISt, da{fß nıcht zuletzt nachder FDP eın umfangreıches (Jesetzes- VOT den Schranken des Vertfassungsge-

richts nıemals würde bestehen kön- den unguten Erfahrungen mıt derDrojekt entwickelt. Man wollte damıt noch geltenden weıtläufigen Indıiıka-noch In den lautenden Wahlkampf He  - tiıonenregelung, der Entwurf bıs weılteingreıfen un zugleıch eınen Vor- Eılıg hatte indessen auch die FDP In die Unıionsparteıen hıneın konsens-
SPprungs für diıe Auseinandersetzung Auch S1€e wollte unbedingt noch VOT fähig wırd. Es ware deshalb tatal,während der kommenden Legıislatur- den Wahlen Dezember mIıt ih- würde I1a  a sıch spezıell katholischer-periode gewınnen. e „Vorschlag für den Entwurt eınes se1lts, blo{fß iıne erwiesenermaßen
Ser1Öös 1St das Projekt nıcht, jedenfalls (sesetzes ZUuU Schutz des werdenden schlechte und mangels OoOnsens nıcht
nıcht 1m Sınne des Schutzes vorgeburt- Lebens“ dıe Offentlichkeit. Wahl- verbesserungstfähige Indıkationenre-
lıchen Lebens Der interfraktionellen kamptbedingt I1ST auch dieser Entwurft. gelung verteiıdigen, dıe Miıtwırkung
Frauengruppe 1Sst die Liberalisierung Er oll der Parteı, die 1m Wahl- bzw Beeinflussung jedes anderen Mo-
des Schwangerschaftsabbruchs Selbst- kampf schwer hatte, neben der Unıion dells eıner gesetzlichen Regelung VvVe_r-

zweck, ıne Güterabwägung findet Eıgenständigkeıt zeıgen, zusätzlı- bauen. Schon eiınmal hat das Beharren
Eerst Sar nıcht Sıe 111 nıcht 1Ur che Sympathıen be] Wäihlerschichten autf Maxımalforderungen schlech-
die Fristenregelung anstelle der Indı- einbringen, die on womöeglıch der Regelungen geführt, als S1E da-
katıonsregelung, sondern möchte dıe Unıion gene1gt waren. Er dürfte polı- mals In den Anfängen der Diıskus-

tisch ber aussichtsreich über denPflichtberatung, dıe S1E als „Zwangs- S10N dıe Reform des Y 218
beratung” dıffamıert, nıcht einmal Wahltermin hınaus se1ln. Auch der polıtisch noch möglıch


